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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1 . Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Karl llg, Bellenberg, gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 23/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Zusammenhanglosen Behauptungen 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 


Druck: Then6e Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/337 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4 , 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Liedtke 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChO 7/337 

Beschluß 

In der Wahianfechtungssache - Az. 23/72 - des Karl Ilg, Belienberg, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 13. Dezember 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 18. De- 
zember 1972 - hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Der Einspruchsführer, der sich als Levit und 
Ältester bezeichnet und von sich behauptet, 
während der Wahlvorbereitungen rechtswidrig 
in Israel und Jordanien inhaftiert und zum Tode 
verurteilt worden zu sein, begründet seinen 
Wahleinspruch damit, die heute praktizierte par- 
lamentarische Demokratie mit allen Licht- und 
Schattenseiten stamme von einem „spiritus 
rector", der sich als „theokratisch-monarchisti- 
scher“ Diktator den babylonischen Grundsatz: 
„Teile und herrsche" zu eigen gemacht habe. 
Daß die „Deutsche Sprachfamilie" hundertfach in 
religiöser, politisch-ökonomischer Hinsicht, ja in 
jeder Hinsicht gespalten sei, sei offenkundig. 
Der „Spaltpilz" - die Demokratie - sei für den 
„Spiritus rector" das geeignete Mittel zur Ent- 
zweiung und Versklavung. Die Demokraten wür- 
den zur Unmenschlichkeit sowie zur Straftaten- 
verübung und Verdunkelung inspiriert. Die füh- 
renden Mitglieder der demokratischen Parteien 


seien in ein Unternehmen „Völkermord" Ver- 
fassungs-, Landes- und Hochverrat verwickelt. 

Zum Beweis seiner letzteren Behauptungen be- 
ruft er sich auf das Strafgesetzbuch und Akten- 
zeichen beim Beschwerdeamt des Bayrischen 
Landtags, des Friedensgerichts Jerusalem, der 
Deutschen Botschaft in Amman sowie der Deut- 
schen Botschaft in Tel-Aviv. 

Das Einspruchsschreiben schließt mit den Wor- 
ten: 

„Im Namen Jehovas, des Königs 
Israels und aller , Deutschen'" 
und ist mit einem Stempel versehen, dessen In- 
schrift lautet: „Königreich Israel - Jehuda - 
Fürstentum Edom". 

Nach Auskunft der Gemeinde Bellenberg war 
der Einspruchsführer in der Gemeinde Bellen- 
berg im Wählerverzeichnis für die Bundestags- 
wahl am 19. November 1972 eingetragen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch zulässig. Er ist jedoch offensichtlich unbe- 
gründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis der Wahl beeinflußt worden ist. 

Der Einspruchsführer hat keine Verletzung der 


I Wahlrechtsvorschriften behauptet. Im übrigen sind 
seine Ausführungen in sich unverständlich, zusam- 
menhanglos und ohne Bezug auf die Bundestags- 
wahl vom 19. November 1972; sie vermögen des- 
halb einen Wahleinspruch nicht zu begründen. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
: WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
I sen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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